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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 82 Ausgegeben Danzig, den 3. Dezember 1938 
Tag Inhalt: Seite 


22. 11. 1938 Rechtsverordnung zur Anderung des Verſorgungsgeſetzes, des Altrentnergeſetzes und des 
Geſetzes über das Verfahren in Verſorgungsſachen 
22. 11. 1938 Rechtsverordnung zur Anderung des Offizierpenſionsgeſetzes, des Militärhinter⸗ 
bliebenengeſetzes und des Mannſchaftsverſorgungsgeſetzes N 
22. 11. 1938 Rechtsverordnung über die Verſorgung der Kapitulanten der früheren Wehrmacht und 
ihrer Hinterbliebenen (Kapitulantenverſorgungsgeſetz) 
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205 Rechtsverordnung 


zur Anderung des Verſorgungsgeſetzes, des Altrentnergeſetzes und des Geſetzes über das Verfahren 
in Verſorgungsſachen. 
Vom 22. November 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel 1 
Das Geſetz über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchä⸗ 

digung (Verſorgungsgeſetz) vom 26. Januar 1923 (G. Bl. S. 186) in der Faſſung der Bekannt⸗ 
machung vom 8. November 1928 (G. Bl. S. 365) mit den dazu ergangenen Anderungen wird wie folgt 
geändert: a 
1. 8 8 Abſ. 3 Satz 5 erhält folgende Faſſung: 

„Beſchädigte, die Heilbehandlung nur auf Grund dieſes Geſetzes erhalten, ſind von der Ver⸗ 

pflichtung, den Betrag für das Verordnungsblatt und die Gebühr für den Krankenſchein 

zu entrichten (Reichsverſicherungsordnung SS 182 a und 187 b) befreit.“ 


2. § 51 Abſ. 5 fällt weg. 


3. § 53 erhält folgende Faſſung: 
§ 53 
Innerhalb von 10 Jahren nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt kann der An⸗ 
ſpruch noch angemeldet werden, wenn 

1. Folgen einer Dienſtbeſchädigung erſt nach Ablauf der Friſt (§ 52) in einem die Ver⸗ 
ſorgung begründenden Grade bemerkbar geworden ſind, 

2. der Berechtigte an der Anmeldung durch Verhältniſſe verhindert worden iſt, die außer⸗ 
halb ſeines Willens liegen. Der Anſpruch iſt in dieſen Fällen binnen ſechs Monaten 
anzumelden, nachdem die Folgen der Dienſtbeſchädigung bemerkbar geworden oder die 
Vorausſetzungen des Abſ. 1 Nr. 2 weggefallen find. 


4. § 54 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
„Die Vorſchriften des § 53 Abſ. 1 Nr. 2 und Abſ. 2 gelten entſprechend.“ 


5. Als neuer § 54a iſt einzufügen: 
F905 f § 54a 
Auf den Einwand der Friſtverſäumnis (SS 52 bis 54) kann verzichtet werden. 
6. Der 8 61 Abf. 1 erhält folgenden Zuſatz: 
7. wenn der Verſorgungsberechtigte ſich ſtaatsfeindlich betätigt hat. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 11. 12. 1938.) 
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7. Im 8 61 Abſ. 2 iſt an Stelle von 3, 4 und 5 zu ſetzen: 
3 i > 
8. Dem 8 61 ilt als Ab]. 3 anzufügen: 

„Der Senat entſcheidet, ob die Vorausſetzungen des Abſ. 1 Nr. 6 oder 7 vorliegen 
und wie lange die Verſorgung nach Abſ. 1 Nr. 7 ruht. Hat die Verſorgung nach Ab. 1 Nr. 6 
länger als 3 Jahre geruht, ſo kann er ſie dem Verſorgungsberechtigten entziehen. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Senats iſt endgültig.“ 

9. § 75 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: — 
i „Der Anſpruch auf die Gebührniſſe, an deren Stelle die Kapitalabfindung tritt, erliſcht 
mit dem Erſten des auf die Auszahlung der Abfindungsſumme folgenden Monats. Der er⸗ 
loſchene Anſpruch lebt in Höhe von ſechs Zehnteln wieder auf, wenn eine dem im § 76 be⸗ 
ſtimmten Vielfachen entſprechende Zahl von Jahren abgelaufen iſt.“ 
10. § 79 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 

„Die Verpflichtung zur Rückzahlung beſchränkt ſich auf vier Zehntel der Abfindungsſumme, 
die feſtzuſetzen wäre, wenn der Abgefundene den Antrag auf Kapitalabfindung im Zeitpunkt 
der Rückforderung geſtellt hätte. Iſt in dieſem Zeitpunkt die im 8 75 Abſ. 2 Satz 2 genannte 
Zahl von Jahren noch nicht abgelaufen, ſo erhöht ſich der zurückzuzahlende Betrag für jedes 
fehlende Jahr um feds Zehntel des der Kapitalabfindung zugrunde liegenden Jahresbe⸗ 
trages.“ 

Artikel 2 
Artikel 1 8 3 der Rechtsverordnung zur Abänderung des Verſorgungsgeſetzes vom 17. 8. 1934 
(G. Bl. S. 667) in der Faſſung der Rechtsverordnung vom 6. 4. 1937 (G. Bl. S. 310) erhält fol⸗ 
gende Faſſung: ; 
§ 3 

§§ 35, 55 Abſ. 1 bis 3, § 57 Abſ. 1, 88 58, 61 Abſ. 1 und 3, 88 66, 68 bis 71, 

86 Abſ. 2 des Verſorgungsgeſetzes gelten entſprechend. 


Artikel 3 
Das Geſetz über die Verſorgung der vor dem 1. Auguſt 1914 aus der Wehrmacht ausgeſchie⸗ 
denen Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen (Altrentnergeſetz) vom 26. Januar 1923 (G. Bl. 
S. 206) mit den dazu ergangenen Anderungen erhält im § 9 Abſ. 3 folgende Faſſung: 
„Für das Erlöſchen und Ruhen der Hinterbliebenenbezüge, die auf Grund des Abſ. 1 ge⸗ 
währt werden, gelten die Vorſchriften des § 30 Abſ. 1 Nr. 3 und 4, ſowie der §§ 30 a bis 83 
des Militärhinterbliebenengeſetzes ſinngemäß. a i 


Artikel 4 
Das Geſetz über das Verfahren in Verſorgungsſachen vom 26. Januar 1923 (G. Bl. S. 206) in 
der Faſſung der Bekanntmachung vom 8. November 1928 (G. Bl. S. 389) mit den dazu ergangenen 
Anderungen wird wie folgt geändert: 
1. § 13 Abſ. 2 erhält folgenden neuen Satz 4: 

„Der Senat kann beſtimmen, daß die Beiſitzer aus den Verſorgungsberechtigten nach Ab⸗ 
lauf der Zeit, für die ſie beſtellt ſind, im Amte bleiben; er beſtimmt die Dauer der Weiter⸗ 
beſchäftigung.“ 

2. Die 88 24 bis 36 werden geſtrichen. 
3. Im 8 90 erhalten die Abſätze 2 und 3 folgende Faſſung: 

„(2) Über die Berufung entſcheiden die Verſorgungsgerichte endgültig, wenn es ſich 

lediglich um Heilbehandlung, um den Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit, um die 
Neufeſtſtellung der Rente (Verſorgungsgeſetz SS 24 bis 30a) wegen Veränderung der Ver⸗ 
hältniſſe oder um Berufungen gegen Berichtigungsbeſcheide (§ 65 Abſ. 2) handelt, die lediglich 
dieſe Streitgegenſtände betreffen. iti é ? 

(3) Im übrigen entſcheidet über die Berufung das Reichsverſorgungsgericht; es entſchei⸗ 
det ferner über die Berufung, wenn die Verwaltungsbehörde bei Streitigkeiten über den 
Grad der Minderung der Erwerbsfähigkeit oder die Neufeſtſtellung der Rente oder bei An⸗ 
ſprüchen auf Heilbehandlung, Hausgeld, Sterbegeld, Elternrente oder Witwerrente die Ge⸗ 
ſundheitsſtörung oder den Tod nicht als Folge einer Dienſtbeſchädigung anerkannt oder die Ge⸗ 
ſundheitsſtörung nicht als feſtſtellbar erachtet hat.“ “a 
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4. § 91 erhält folgende Faſſung: 
; § 91 
(1) Die Berufung it ausgeſchloſſen, 

1. foweit die Gewährung der Leiſtungen nach den Verſorgungsgeſetzen in das pflichtmäßige 
Ermeſſen der Verwaltungsbehörde geſtellt iſt, 

2. wenn ein Antrag wegen Friſtverſäumnis abgelehnt wird, 

3. a) gegen die Ablehnung des Antrages auf Bewilligung einer Rente oder auf Aner⸗ 
kennung einer Geſundheitsſtörung als Folge einer Dienſtbeſchädigung, der zehn Jahre 
nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt geſtellt wird, 

b) gegen die Ablehnung eines auf Grund des Verſorgungsgeſetzes § 57 geſtellten An⸗ 
trages, 
c) gegen die Berichtigung eines Beſcheides, 

wenn der Antragſteller oder der von der Berichtigung Betroffene keine Rente bezieht. 

4. gegen die Ablehnung eines Antrages auf Hinterbliebenenrente (Verſorgungsgeſetz 88 36 
bis 50, 97), wenn der Tod nach Ablauf von zehn Jahren ſeit dem Ausſcheiden aus 
dem Militärdienſt eingetreten iſt und der Verſtorbene im Zeitpunkt des Todes keine 
Rente bezogen hat, 

5. bei Anſprüchen auf Elternrente, ſoweit es ſich um die Höhe der Elternrente oder 
darum handelt, ob im Sinne des Verſorgungsgeſetzes § 45 der Antragſteller bedürftig 
iſt oder der Verſtorbene der Ernährer geweſen iſt oder geworden wäre, 

6. bei Anſprüchen auf Witwerrente, ſoweit es ſich um die im Verſorgungsgeſetz § 97 be⸗ 
ſtimmten beſonderen Vorausſetzungen des Anſpruches oder um die Höhe der Rente 
handelt, 

7. wenn es ſich um Hausgeld oder Sterbegeld handelt, es ſei denn, daß der urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang der Geſundheitsſtörung oder des Todes mit einer Dienſtbeſchädigung ver⸗ 
neint worden iſt, i 

8. wenn es ſich um Ausgleichs⸗, Frauen⸗, Kinder⸗ oder Ortszulage oder um den Anſpruch 
auf den Beamtenſchein handelt, a 

9. wenn es ſich um die Gebührniſſe für das Sterbevierteljahr oder um SHeitatsab- 
findung handelt, 

10. wenn es ſich um die beſonderen Vorausſetzungen des Anſpruches auf Waiſenrente in 

den Fällen des Verſorgungsgeſetzes § 41 Abſ. 2 Nr. 4 und 5 und Abſ. 4 handelt, 

11. wenn es ſich um den Zeitpunkt des Beginns oder Aufhörens der Verſorgung (Verſor⸗ 

gungsgeſetz §§ 55, 56) oder um Rente handelt, die für begrenzte, bereits abgelaufene 

Zeit zu gewähren iſt. 

(2) Iſt ein Antrag auf Neufeſtſtellung der Rente (Verſorgungsgeſetz 88 24 bis 30 a) 
wegen weſentlicher Veränderung der Verhältniſſe (Verſorgungsgeſetz § 57) rechtskräftig abe 
gelehnt worden, ſo iſt gegen die Ablehnung eines neuen Antrages auf Neufeſtſtellung der 
Verſorgungsgebührniſſe wegen Veränderung der Verhältniſſe die Berufung ausgeſchloſſen, 
wenn der neue Antrag vor Ablauf von zwei Jahren ſeit der Rechtskraft der früheren Ent⸗ 
ſcheidung geſtellt worden iſt. 

5. Im § 104 erhält Satz 3 folgende Faſſung: 
„Das Gericht kann einen Antrag ablehnen, der nicht ſpäteſtens eine Woche vor der münd⸗ 
lichen Verhandlung geſtellt worden iſt; dies gilt nicht für Anträge der Vertreter der in 8 48 
Abſ. 2 genannten Verbände.“ 


Artikel 5 


(1) Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1938 in Kraft. 
(2) Art. 1 und 2 der Verordnung vom 27. Januar 1931 (G. Bl. S. 24) betr. Anderung ver⸗ 


ſchiedener Beſtimmungen des Danziger Verſorgungsgeſetzes und des Geſetzes über das Verfahren We 


Verſorgungsſachen in der Form der Bekanntmachung vom 8. November 1928 (G. Bl. S. 365 ff) und 
Artikel II der Verordnung zur Abänderung des Verſorgungsgeſetzes und des Verfahrensgeſetzes vom 
24. Juni 1932 (G. Bl. S. 411) treten außer Kraft. Entſcheidungen über Anträge auf Verſorgung, die 
im Zuſammenhang mit dieſen Vorſchriften ergangen ſind, erlangen mit dem Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes Rechtskraft. f | 
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Artikel 6 


Der Senat erläßt die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts⸗ und 
Verwaltungsvorſchriften. 


Danzig, den 22. November 1938. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Sy eee Greiſer Dr. Großmann 

206 Rechtsverordnung 

zur Anderung des Offizierpenſionsgeſetzes, des Militärhinter bliebenengeſetzes und des Mannſchafts⸗ 
verſorgungsgeſetzes. 


Vom 22. November 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung dieſes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel 1 
Das Geſetz über die Penſionierung der Offiziere einschließlich Sanitätsoffiziere des Reichsheeres, 
der Marine und der Schutztruppen vom 31. Mai 1906 — Reichsgeſetzbl. S. 565 — (Offizier⸗ 
penſionsgeſetz) mit den dazu ergangenen Anderungen wird wie folgt geändert: 


1. § 11 erhält folgende Faſſung: 
i ; 58 11 
(1) Offiziere, die durch Dienſtbeſchädigung in der nachſtehenden Weiſe an der Geſundheit 
ſchwer geſchädigt worden ſind, haben für die Dauer dieſes Zuſtandes neben dem Anſpruch auf 
Penſion Anſpruch auf eine Verſtümmelungszulage. 
(2) a) Die einfache Verſtümmelungszulage wird gewährt bei dem Verluſt einer Hand oder 
eines Fußes oder der Sprache oder des Gehörs auf beiden Ohren. Sie beträgt 
311,80 Gulden jährlich. 
b) Die erhöhte Verſtümmelungszulage wird gewährt bei Verluſt oder Erblindung beider 
Augen. Sie beträgt 1660,50 Gulden jährlich. : 
(3) Die einfache Verſtümmelungszulage kann gewährt werden 
a) bei Störung der Bewegungs- und Gebrauchsfähigkeit einer Hand oder eines Armes 
oder eines Fußes oder eines Beines, wenn die Störung ſo hochgradig iſt, daß ſie dem 
Verluſte des Gliedes gleich zu achten iſt, 
b) bei Verluſt oder Erblindung eines Auges im Falle nicht völliger Gebrauchsfähigkeit 
des anderen Auges, 
e) bei anderen ſchweren Geſundheitsſtörungen, wenn ſie fremde Pflege und Wartung 
nötig machen. 

(4) Wird durch eine der vorſtehend angegebenen Geſundheitsſchädigungen ſchweres Siech⸗ 
tum verurſacht in dem Grade, daß der Penſionär dauernd an das Krankenlager gefeſſelt iſt, oder 
beſteht die Geſundheitsſchädigung in Geiſteskrankheit, ſo kann die einfache Verſtümmelungszu⸗ 
lage bis zum Betrage von 1660,50 Gulden jährlich erhöht werden. 

(5) Treffen mehrere einfache Verſtümmelungszulagen zuſammen, ſo wird für die zweite und 
jede weitere Geſundheitsſchädigung eine Verſtümmelungszulage von je 664,20 Gulden jährlich 
gewährt. Neben einer erhöhten Verſtümmelungszulage (Abſ. 2b, Abſ. 4) beträgt die einfache 
Verſtümmelungszulage nur je 664,20 Gulden jährlich. 


2. § 22 Nr. 2 wird durch folgende Vorſchriften erſetzt: ; f 9 FH N 
2. Durch rechtskräftige Verurteilung wegen Hoch- oder Landesverrat oder wegen einer ſonſt 
mit dem Tode bedrohten Handlung zum Tode oder zu Zuchthaus oder wegen einer an⸗ 

deren vorſätzlichen hoch⸗ oder landesverräteriſchen Handlung zu Gefängnis. 


3. Durch Verluſt des Staatsbürgerrechts oder die Aberkennung der Danziger Staatsufige⸗ 
hörigkeit. tine * esse 
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3. § 23 erhält folgende Faſſung: 
§ 23 
(1) Die Penſionsgebührniſſe ruhen 
1. ſolange der Penſionär nicht Danziger Staatsangehöriger iſt, 
2. ſolange er ohne Zuſtimmung des Senats ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt außer⸗ 
halb des Freiſtaates Danzig hat, 
3. wenn er ſich ſtaatsfeindlich betätigt hat. 

(2) Der Senat kann Ausnahmen von der Vorſchrift des Abſ. 1 zulaſſen. Er entſcheidet, ob 
die Vorausſetzungen des Abſ. 1 Nr. 2 oder 3 vorliegen und wie lange die Penſionsgebührniſſe 
nach Wj. 1 Nr. 3 ruhen. Haben die Penſionsgebührniſſe nach Abſ. 1 Nr. 2 länger als 3 Jahre 
geruht, jo kann er jie dem Penſionär entziehen. Die Tatſache, daß eine ſtaatsfeindliche Be⸗ 
tätigung vorliegt, it in einem Unterſuchungsverfahren feſtzuſtellen, in dem die eidliche Verneh⸗ 
mung von Zeugen und Sachverſtändigen zuläſſig iſt und der Verſorgungsberechtigte zu hören iſt. 

Die Entſcheidung des Senats iſt endgültig. 


4. § 24 erhält folgende Faſſung: 
8 24 

(1) Ein Penſionär, der im öffentlichen Dienſt verwendet wird, erhält ſeine Penſion nur in⸗ 
ſoweit, als das Einkommen aus der Verwendung hinter den für denſelben Zeitraum bemeſſenen 
penſionsfähigen Dienſtbezügen zurückbleibt, aus denen die Penſion berechnet iſt. 

(2), Bei Anwendung der Vorſchrift des Abſ. 1 find örtlich abgeſtufte Einkommensteile mit 
den für den Ort der Verwendung maßgebenden Sätzen und etwaige Zuſchläge nach dem Fa⸗ 
milienſtand und den Sätzen zur Zeit der Verwendung zu berückſichtigen. Dienſtaufwandsgelder 
und Auslandszulagen ſind außer Betracht zu laſſen. Welche Einkommensteile als Dienſtauf⸗ 
wandsgelder anzuſehen ſind, entſcheidet auf Antrag der Senat endgültig. 

(3) Bei den Berechnungen nach Abſ. 1 und 2 treten an die Stelle der penſionsfähigen 
Dienſtbezüge, wenn es für den Penſionär günſtiger iſt, folgende Jahresbeträge: 

bei einer Geſamtdienſtzeit 


von weniger als zwanzig Jahren 6888 Gulden, 
von zwanzig aher 8 2 aS 
von zweiundzwanzig Jahren S Anz = 7626 ae 
von vierundzwanzig Jahren = 7995 57 
von ſechsundzwanzig Jahren = 8302,50 „, 
von achtundzwanzig Jahren EEE SR Ua ae = 8610 5 
Bon dreißig CLE LC fr 8 = 8917,50 , , 
von zweiunddreißig Jahrenanadg»dg es Se = 9225 Der 


Als Geſamtdienſtzeit gilt die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes feſtgeſtellte Militärdienſt⸗ 
zeit und die wirklich abgeleiſtete Zeit der Verwendung im öffentlichen Dienſt. 

(4) Verwendung im öffentlichen Dienſt im Sinne der Ab. 1 und 3 iſt jede Beſchäftigung 
im Dienſte des Staates oder anderer Körperſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts oder der Verbände von ſolchen. Ihr ſteht gleich die Beſchäftigung mit einem Einkommen 
von mehr als 369 Gulden monatlich bei Vereinigungen, Einrichtungen und Unternehmungen, 
deren geſamtes Kapital (Grundkapital, Stammkapital) ſich in öffentlicher Hand befindet; ob die 
Vorausſetzungen zutreffen, entſcheidet auf Antrag der Behörde oder des Penſionärs der Senat 
endgültig. a 

(5) Die Beſchäftigung im Dienſt der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei oder 
ihrer Gliederungen, ſoweit dieſe nicht ganz aus Staatsmitteln unterhalten werden, gilt nicht als 
Verwendung im öffentlichen Dienſt. 


5. § 26 erhält folgende Faſſung: 
a N § 26 
(J) Erhält ein Penſionär aus einer Verwendung im öffentlichen Dienſt (§ 24 Abſ. 4) ein 
Wartegeld, ein Ruhegehalt oder eine ruhegehaltsähnliche Verſorgung, ſo iſt daneben die Militär⸗ 
penſion nur bis zur Erreichung des Betrages zu zahlen, der ſich unter Zugrundelegung der ge⸗ 
ſamten ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit aus dem der Feſtſetzung der Militärpenſion zugrunde ge⸗ 
legten penſionsfähigen Militärdienſteinkommen als Penſion ergibt. Maßgebend ijt der Hundert⸗ 
ſatz, der bei Feſtſetzung des Wartegeldes, des Ruhegehalts oder der ruhegehaltsähnlichen Ver⸗ 
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ſorgung zugrunde gelegt ijt. Sit dabei die Militärdienſtzeit nicht nach den Vorſchriften dieſes Ge- 
ſetzes berückſichtigt worden, ſo erhöht ſich der Hundertſatz entſprechend. § 24 Abſ. 2 gilt ſinn⸗ 
gemäß. 

(2) Sofern es für den Penſionär günſtiger ijt, treten bei der Berechnung nach Abi. 1 an die 
Stelle des penſionsfähigen Militärdienſteinkommens die im § 24 Abf. 3 genannten Beträge. 


6. Hinter § 26 ijt als neuer § 26 a einzufügen: 
§ 26a 

(1) Die Beſchäftigungsſtelle (88 24, 26) hat dem die Penſion zahlenden Verſorgungs⸗ 
und Penſionsamt jede Verwendung eines Penſionärs unter Angabe der gewährten Bezüge, 
ebenſo jede ſpätere Anderung oder das Aufhören der Bezüge ſowie die Gewährung einer Ver⸗ 
ſorgung unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Der Penſionär iſt verpflichtet, dem die Penſion zahlenden Verſorgungs⸗ und Penſions⸗ 
amt 

1. den Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit (§ 23 Abſ. 1 Nr. 1), 
2. die Verlegung des Wohnſitzes oder dauernden Aufenthalts nach einem Orte außerhalb 

des Freiſtaates Danzig (§ 23 Abſ. 1 Nr. 2), 

3. den Bezug eines Einkommens (§ 24) oder einer Verſorgung (§ 26) aus einer Verwendung 

im öffentlichen Dienſt 
unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Kommt ein Penſionär der ihm im Abſ. 2 Nr. 3 auferlegten Verpflichtung nicht nach 
oder gibt er ſein Einkommen vorſätzlich oder grob fahrläſſig zu niedrig an, ſo kann das Ver⸗ 
ſorgungs⸗ und Penſionsamt die Penſion ganz oder teilweiſe auf Zeit oder Dauer entziehen. 
Auf Einſpruch des Penſionärs entſcheidet der Senat endgültig. Beim Vorliegen beſonderer Ver⸗ 
hältniſſe kann die Penſion ganz oder teilweiſe durch den Senat wieder zuerkannt werden. 


7. § 57 fällt weg. 
Artikel 2 
Das Militärhinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907 (Reichsgeſetzbl. S. 214) mit den dazu 
ergangenen Anderungen wird wie folgt geändert: 8 


1. In § 8 Abſ. 2 ijt als Satz 2 hinzuzufügen: N 
„Der Senat kann jedoch Witwen⸗ und Waiſengeld in Grenzen der geſetzlichen Hinterbliebenen⸗ 
bezüge bewilligen.“ 


2. § 30 erhält folgende Faſſung: 
§ 30 
(1) Das Witwen- und Waiſengeld erliſcht 

1. für jeden Berechtigten mit Ende des Monats, in dem er ſich verheiratet oder ſtirbt, 

2. für jede Waiſe außerdem mit Ende des Monats, in dem ſie das achtzehnte Lebensjahr voll⸗ 
endet, 

3. für jeden Berechtigten, der wegen Hoch- oder Landesverrats oder wegen einer ſonſt mit dem 
Tode bedrohten Handlung zum Tode oder zu Zuchthaus oder wegen einer anderen vorſätz⸗ 
lichen hoch⸗ oder landesverräteriſchen Handlung zu Gefängnis verurteilt wird, mit der 
Rechtskraft des Urteils; § 22 Nr. 2 des Offizierpenſionsgeſetzes gelten ſinngemäß, 

4. für jeden Berechtigten, der das Staatsbürgerrecht verliert oder dem die Danziger Staats⸗ 
angehörigkeit aberkannt iſt. 

(2) Das Waiſengeld kann nach Vollendung des achtzehnten Lebensjahres weiter gewährt 
werden für eine ledige Waiſe, 

1. die ſich in der Schul- oder Berufsausbildung befindet, bis zum vollendeten n 
zigſten Lebensjahr, 

2. die infolge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen dauernd außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten. Im Falle der Unterbrechung der Schul⸗ oder Berufsausbildung durch Erfüllung 
geſetzlicher Hilfsdienſt⸗ oder Wehrdienſtpflicht kann das Waiſengeld auch für einen der Zeit 
dieſes Dienſtes entſprechenden Zeitraum über das vierundzwanzigſte Lebensjahr hinaus ge⸗ 
währt werden. 

(3) Hat eine witwengeldberechtigte Witwe ſich wieder verheiratet und ſtirbt der Ehemann, 
ſo kann nach deſſen Tode der Witwe, falls ſie keinen neuen Verſorgungsanſpruch erworben hat, 
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ein Unterhaltsbeitrag bis zur Höhe des bei ihrer Wiederverheiratung erloſchenen Witwengeldes 
auf Zeit oder Dauer widerruflich gewährt werden. 


(4) Die nach Abſ. 2. und 3 zuläſſigen Bewilligungen erfolgen durch den Senat. 


3. Hinter § 30 iſt folgender neuer § 30 a einzufügen: 


§ 30a 
(1) Witwen⸗ und Waiſengeld ruhen, ſolange der Verſorgungsberechtigte 
1. nicht Danziger Staatsangehöriger iſt oder 
2. ohne Zuſtimmung des Senats ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb des 

Freiſtaates Danzig hat. 

(2) Der Senat kann Ausnahmen von der Vorſchrift des Abſ. 1 Nr. 1 zulaſſen. Er ent⸗ 
ſcheidet, ob die Vorausſetzungen des Abſ. 1 Nr. 2 vorliegen. Haben die Verſorgungsbezüge 
nach Abſ. 1 Nr. 2 länger als drei Jahre geruht, jo kann er fie dem Verſorgungsberechtigten 
entziehen. Die Entſcheidung iſt endgültig. 

(3) Der Senat kann Witwen und Waiſen die Verſorgungsbezüge jeweils bis zur Dauer 
von zwei Jahren entziehen, wenn ſie ſich ſtaatsfeindlich betätigt haben; § 23 Abſ. 2 letzter Satz 
des Offizierpenſionsgeſetzes findet Anwendung. Iſt gegen eine Witwe oder Waiſe ein Strafver⸗ 
fahren wegen ſtaatsfeindlicher Betätigung eingeleitet worden, ſo iſt die Maßnahme bis zur 
rechtskräftigen Beendigung des Strafverfahrens auszuſetzen. Die oberſte Dienſtbehörde kann 
anordnen, daß bis zu dieſem Zeitpunkt ein Teil, höchſtens ein Drittel der Verſorgungsbezüge 
einbehalten wird. Nach rechtskräftiger Beendigung des Strafverfahrens iſt dann die Entziehung 
nur inſoweit zuläſſig, als die zu entziehenden Verſorgungsbezüge die einbehaltenen Beträge über⸗ 
ſteigen. 


4. § 31 erhält folgende Faſſung: 
§ 31 


(1) Erhält ein Witwen⸗ oder Waiſengeldberechtigter aus einer Verwendung des verſtor⸗ 
benen Offiziers im öffentlichen Dienſt (Offizierpenſionsgeſetz § 24) eine Verſorgung, fo iſt da⸗ 
neben das Militärwitwen⸗ und Waiſengeld nur bis zur Erreichung des Betrages zu zahlen, der 
ſich aus der Penſion des Verſtorbenen unter Zugrundelegung der Geſamtdienſtzeit nach Offizier⸗ 
penſionsgeſetz § 26 Abſ. 1 als Militärwitwen⸗ und waiſengeld ergibt. Sit es für die Witwe oder 
Waiſe günſtiger, ſo treten bei Ermittlung der Penſion des Verſtorbenen an die Stelle der ruhe⸗ 
gehaltsfähigen Dienſtbezüge als Offizier die im Offizierpenſionsgeſetz § 24 Why. 3 genannten Be⸗ 
träge. 

(2) Ein Witwen⸗ oder Waiſengeldberechtigter, der im öffentlichen Dienſt (Offizierpenſions⸗ 
geſetz § 24) verwendet wird, erhält ſein Witwen⸗ oder Waiſengeld nur inſoweit, als 

1. das Einkommen der Witwe aus der Verwendung hinter 75 v. H. der für denſelben Zeitraum 
bemeſſenen penſionsfähigen Dienſtbezüge zurückbleibt, aus denen die dem Witwengeld zu⸗ 
grunde liegende Penſion berechnet iſt, 

2. das Einkommen der Waiſe aus der Verwendung hinter 40 v. H. der unter Nr. 1 bezeich⸗ 
neten Dienſtbezüge zurückbleibt. 


(3) Bei Anwendung der Vorſchriften des Wh). 2 find örtlich abgeſtufte Einkommensteile 
mit den für den Ort der Verwendung maßgebenden Sätzen und etwaige Zuſchläge nach dem 
Famjlienſtand und den Sätzen zur Zeit der Verwendung zu berückſichtigen. Dienſtaufwands⸗ 
gelder und Auslandszulagen ſind außer Betracht zu laſſen. Welche Einkommensteile als Dienſt⸗ 
aufwandsgelder anzuſehen ſind, entſcheidet auf Antrag der Senat endgültig. 


5. § 32 erhält folgende Faſſung: 
§ 32 


Erhält eine Witwe, die vor ihrem Witwenſtand oder während desſelben im öffentlichen 
Dienſt (§ 24 des Offizierpenſionsgeſetzes) verwendet war, ein Wartegeld, ein Ruhegehalt oder 
eine ruhegehaltsähnliche Verſorgung, ſo iſt daneben das Witwengeld nur bis zur Erreichung von 
ſechzig vom Hundert der penſionsfähigen Dienſtbezüge, aus denen die ihm zugrunde liegende 
Penſion berechnet iſt, oder, wenn es für die Witwe günſtiger iſt, bis zur Erreichung der Penſion 
zu zahlen, die dem Witwengeld zugrunde liegt. 
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6. Als neuer § 33 iſt einzufügen: 
8 33 


(1) Die Beſchäftigungsſtelle (§§ 31, 32) hat dem die Verſorgung zahlenden Verſorgungs⸗ 
und Penſionsamt jede Verwendung eines Verſorgungsberechtigten unter Angabe der gewährten 
Bezüge, ebenſo jede ſpätere Anderung oder das Aufhören der Bezüge ſowie die Gewährung einer 
Verſorgung unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Der Witwen- und Waiſengeldberechtigte ijt verpflichtet, dem die Verſorgung N 
Verſorgungs⸗ und Penſionsamt 

1. den Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit (§ 30 a Abſ. 1 Nr. 1), 
2. die Verlegung des Wohnſitzes oder dauernden Aufenthaltes nach einem Orte außerhalb 

des Freiſtaats Danzig (8 30a Why. 1 Nr. 2), 

3. den Bezug einer Verſorgung oder eines Einkommens aus einer Verwendung im öffentlichen 

Dienſt (88 31, 32) und die Verheiratung (§ 30 Abſ. 1 Nr. 1) 
unverzüglich anzuzeigen. 


(8) Kommt ein Verſorgungsberechtigter der ihm im Abſ. 2 Nr. 3 auferlegten Verpflichtung 
nicht nach oder gibt er ſein Einkommen vorſätzlich oder grob fahrläſſig zu niedrig an, ſo kann 
das Verſorgungs⸗ und Penſionsamt die Verſorgung ganz oder teilweiſe auf Zeit oder Dauer 
entziehen. Auf Einſpruch des Verſorgungsberechtigten entſcheidet der Senat endgültig. Beim 
Vorliegen beſonderer Verhältniſſe kann die Verſorgung ganz oder teilweiſe durch den Senat 
wieder zuerkannt werden. 


7. Als neuer § 34 a iſt einzufügen: 
§ 34a 
Steht Perſonen, die nach Vorſchriften dieſes Geſetzes verſorgungsberechtigt find, 100 eines 
Ereigniſſes, das die Freie Stadt Danzig zur Gewährung oder Erhöhung von Verſorgungs⸗ 
bezügen verpflichtet, gegen Dritte ein geſetzlicher Schadenserſatzanſpruch zu, ſo geht dieſer An⸗ 
ſpruch im Umfange dieſer Verſorgungsbezüge auf die Freie Stadt Danzig über. Dies gilt 
nicht für Anſprüche, die wegen eines Schadens beſtehen, der nicht Vermögensſchaden iſt. Der 


Übergang des Anſpruchs kann nicht zum Nachteil des Verſorgungsberechtigten geltend gemacht 
werden. 


8. § 55 Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 


„Die unter der Herrſchaft der vorſtehend . Geſetze erklärten und nicht rechtsgültig 
widerrufenen Verzichte auf Witwen⸗ und Waiſengeld verlieren ohne Rückſicht auf den Zeitpunkt 
des Todes des Offiziers oder Penſionärs mit dem 1. Juli 1937 ihre Wirkſamkeit.“ 


Artikel 3 


Das Geſetz über die Verſorgung der Perſonen der Unterklaſſen des Reichsheeres, der Kaiſer⸗ 
lichen Marine und der Kaiſerlichen Schutztruppen — (Mannſchaftsverſorgungsgeſetz) vom 
31. Mai 1906 wird wie folgt geändert: 

1. 5 33 Abſ. 1 Nr. 2 erhält folgende Faſſung: 


2. durch rechtskräftige Verurteilung wegen Hoch- und. a oder wegen einer ſonſt mit 
dem Tode bedrohten Handlung zum Tode oder zu Zuchthaus oder wegen einer anderen vor⸗ 
ſätzlichen hoch- oder landesverräteriſchen Handlung zu Gefängnis. § 22 Nr. 2 des Offizier⸗ 
penſionsgeſetzes gelten ſinngemäß; ferner durch den Verluſt des Staatsbürgerrechts oder die 
Aberkennung der Danziger Staatsangehörigkeit. 


2. § 35 erhält folgende Faſſung: 
§ 35 
(1) Das Recht auf den Bezug der Verſorgungsgebührniſſe ruht i 
5 ſolange der Verſorgungsberechtigte nicht Danziger Staatsangehöriger ift, 


2. ſolange er ohne Zuſtimmung des Senats ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt außer⸗ 
halb des Freiſtaates Danzig hat, 


3. wenn er ſich ſtaatsfeindlich betätigt hat. 
(2) § 23 Abſ. 2 des Offizierpenſionsgeſetzes gilt ſinngemäß. 


——ñAę —— 
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3. § 36 Abſ. 1 Nr. 3 und 4 erhält folgende Faſſung: 
3. Solange der Rentenberechtigte aus einer Verwendung im öffentlichen Dienſt (§ 24 des 

Offizierpenſionsgeſetzes) ein Einkommen bezieht, nach Maßgabe folgender Vorſchriften: 

a) es ruhen alle unter 290 der Vollrente zuerkannten Rententeile; 
b) von höheren Renten ruhen außerdem alle 5/0 der Vollrente überſteigenden Renten⸗ 
teile; 

c) Renten, die Kapitulanten lediglich auf Grund des § 1 Abſ. 3 zuerkannt worden ſind, 
ruhen, ſoweit als Einkommen aus einer Verwendung im öffentlichen Dienſt und Rente 
zuſammen den Betrag des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens eines Reichsbeamten 
in der höchſten Stufe der Beſoldungsgruppe A 10 a überſteigen; 

4. neben einem Wartegeld, einem Ruhegehalt oder einer ruhegehaltsähnlichen Verſorgung 
aus einer Verwendung im öffentlichen Dienſt (§ 24 des Offizierpenſionsgeſetzes), ſoweit 
als Wartegeld, Ruhegehalt oder ruhegehaltsähnliche Verſorgung und Rente zuſammen 
den in der zuletzt bekleideten Stelle erreichbaren, für denſelben Zeitraum bemeſſenen 
Höchſtbetrag des Ruhegehaltes oder, wenn es für den Kapitulanten günſtiger iſt, ſoweit 
als Wartegeld, Ruhegehalt oder ruhegehaltsähnliche Verſorgung und die nach Nr. 3 a 
und b nicht ruhenden Rententeile zuſammen den für denſelben Zeitraum bemeſſenen Be- 
trag des ruhegehaltsfähigen Dienſteinkommens eines Reichsbeamten in der höchſten Stufe 
der Beſoldungsgruppe A 10 a überſteigen. 

4. § 36 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
§ 24 Abſ. 4 des Offizierpenſionsgeſetzes gilt ſinngemäß. 
5. Als neuer 8 38 iſt einzufügen: 
§ 38 

(1) Die Beſchäftigungsſtelle ($ 36) hat dem die Rente zahlenden Verſorgungs- und Benz 

ſionsamt jede Verwendung eines Rentenberechtigten unter Angabe der gewährten Bezüge, eben⸗ 

ſo jede ſpätere Anderung oder das Aufhören der Bezüge ſowie die Gewährung einer Verſorgung 
unverzüglich anzuzeigen. 

(2) Der Verſorgungsberechtigte iſt verpflichtet, dem die Rente zahlenden Verſorgungs⸗ 
und Penſionsamt 

1. den Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit (§ 35 Why. 1 Nr. 1), 

2. die Verlegung des Wohnſitzes oder dauernden Aufenthalts nach einem Orte außerhalb des 
Freiſtaats Danzig (§ 35 Abſ. 1 Nr. 2), 

3. den Bezug eines Einkommens oder einer Verſorgung (§ 36) aus einer Verwendung im 
öffentlichen Dienſt 

a unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Kommt ein Verforguftgsbetechtigket der ihm im Abſ. 2 Nr. 3 auferlegten Verpflichtung 
nicht nach oder gibt er ſein Einkommen vorſätzlich oder grob fahrläſſig zu niedrig an, ſo kann 
das Verſorgungs- und Penſionsamt die Rente ganz oder teilweiſe auf Zeit oder Dauer ent- 
ziehen. Auf Einſpruch des Verſorgungsberechtigten entſcheidet der Senat endgültig. Beim Vor⸗ 
liegen beſonderer Verhältniſſe kann die Rente ganz oder teilweiſe durch den Senat wieder zu⸗ 
erkannt werden. 

Artikel 4 

(1) Witwen und Waiſen von Berufsoffizieren oder Beamten der Wehrmacht, die nach den 
früheren Militärverſorgungsgeſetzen Kriegswitwen⸗ und Kriegswaiſengeld oder eine gleichzuachtende 
Verſorgung beziehen würden, Aae zu dem ihnen zuſtehenden Witwen- und Waiſengeld out Antrag 
einen Zuſchlag. 

(2) Der Zuſchlag zum Witwengelde beträgt 516,60 Gulden jährlich; er wird auf 738, — Gulden 
jährlich erhöht, wenn das Kriegswitwengeld mindeſtens 1476, — Gulden jährlich betragen würde. Der 
Zuschlag zum Waiſengelde beträgt 221,40 Gulden jährlich. 

(8) Für das Erlöſchen und Ruhen des Zuſchlages gelten ſinngemäß die Vorſchriften des Militär⸗ 
hinterbliebenengeſetzes vom 17. Mai 1907 Reichsgeſetzbl. S. 214) § 30 Abſ. 1 und § 30 a. 

(4) Im Falle der Wiederverheiratung mit einem Danziger erhält die Witwe an Stelle des Zu⸗ 
ſchlags eine Abfindung in Höhe des dreifachen Jahresbetrages des von ihr zuletzt bezogenen Zuſchlags. 

(65) Im Falle der Wiederverheiratung mit einem Ausländer oder Staatenloſen erliſcht der Zu— 
ſchlag; doch können die Vorſchriften des Abſ. 4 Anwendung finden. 
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Artikel 5 

(J) Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1938 in Kraft. 

(2) Artikel V des Geſetzes vom 3. Oktober 1923 (G. Bl. S. 1050) betr. Einführung des Deutſchen 
Geſetzes zur Abänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes und anderer Verſorgungsgeſetze vom 22. Juni 
1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 513) tritt außer Kraft. 

Artikel 6 

Die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor⸗ 

ſchriften erläßt der Senat. 


Danzig, den 22. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
S. 1500. Greiſer Dr. Großmann 
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über die Verſorgung der Kapitulanten der früheren Wehrmacht und ihrer Hinterbliebenen 
Gapitulantenverſorgungsgeſetz). 
Vom 22. November 1938. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des Geſetzes zur Verlängerung diejes Geſetzes vom 
5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


§ 1 

(1) Für die Verſorgung der Kapitulanten der früheren Wehrmacht mit einer Dienſtzeit von min- 
deſtens acht Jahren auf Grund von Geſundheitsſtörungen, die nicht auf Dienſtbeſchädigung zurückzu⸗ 
führen ſind, gelten ſinngemäß die Vorſchriften des Geſetzes über die Verſorgung der Militärperſonen 
und ihrer Hinterbliebenen bei Dienſtbeſchädigung (Verſorgungsgeſetz) vom 26. Januar 1923 (G. Bl. 
S. 186) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 8. November 1928 (G. Bl. S. 365) mit Ausnahme 
der SS 4 bis 23, 31, 33, 62 Abſ. 5. Zuſatzrente wird nach Maßgabe der Rechtsverordnung zur Ab⸗ 
änderung des Verſorgungsgeſetzes vom 17. Auguſt 1934 (G. Bl. S. 667 ff) Artikel IV gewährt. 

(2) Eine Geſundheitsſtörung kann nur dann den Anſpruch auf Verſorgung nach Abſ. 1 begründen, 
wenn eine für die Zuerkennung von Verſorgungsgebührniſſen zuſtändige Stelle bereits anerkannt hat, 
daß die Geſundheitsſtörung während der Dienſtzeit eingetreten iſt und daß die Erwerbsfähigkeit bei der 
Entlaſſung um mindeſtens 10 vom Hundert gemindert war. 

(3) Treffen Geſundheitsſtörungen im Sinne der Abi. 1 und 2 mit i zu⸗ 
ſammen, die auf Dienſtbeſchädigung zurückzuführen ſind und einen Anſpruch auf Rente nach den Vor⸗ 
ſchriften des Verſorgungsgeſetzes begründen, fo ijt eine einheitliche Rente nach Abi. 1 feſtzuſetzen. 


§ 2 

(1) Die Rente der auf Grund einer Dienitzeit von achtzehn Jahren verſorgten Kapitulanten der 
früheren Wehrmacht beträgt 1476 Gulden jährlich; ſie ſteigt mit jedem weiteren Dienſtjahr um 
44,30 Gulden jährlich bis zum Höchſtbetrage von 2214 Gulden jährlich. Verheiratete erhalten einen 
Frauenzuſchlag von 147,60 Gulden jährlich. Kinderzuſchläge werden nach den für die Beamten gel⸗ 
tenden Vorſchriften gewährt. 

(2) Waren die im Abſ. 1 bezeichneten Kapitulanten Gehaltsempfänger, ſo werden ſie ſo verſorgt, 
als wenn ſie beim Ausſcheiden aus der früheren Wehrmacht Reichsbeamte geweſen wären, es ſei denn, 
daß die Verſorgung nach Abſ. 1 für fie günſtiger ijt. Das gleiche gilt für Kapitulanten, die einen 
penſionsfähigen Zuſchuß zu der Friedenslöhnung erhielten, wenn ſie mindeſtens fünfundzwanzig Dienſt⸗ 
jahre haben. 

(8) Sind Kapitulanten, die auf Grund einer Dienſtzeit von mindeſtens 18 Jahren Verſorgung 
nach Abſ. 1 oder 2 erhalten, in der Zeit vom 1. Auguſt 1914 bis 31. Dezember 1920 im aktiven 
Militärdienſt wieder verwendet worden, ſo erhöht ſich dieſe Verſorgung inſoweit, als ſich durch Hinzu⸗ 
rechnung der Zeit der Wiederverwendung eine höhere Geſamtdienſtzeit ergibt. f 

(4) Neben der Verſorgung nach Abſ. 1 oder 2 wird die Verſorgung auf Grund einer Dienſtbe⸗ 
ſchädigung mit der Maßnahme gewährt, daß die Gebührniſſe nach Verſorgungsgeſetz SS 27, 28, 30 Abſ. 
6, 51 und 87 nur in Höhe der Hälfte, und die Gebührniſſe nach SS 29 und 30 ſowie die Bulaprente 
nicht gezahlt werden. 
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(5) Mit Zuſtimmung des Verſorgungsamts können die Kapitulanten zwiſchen der Verſorgung nach 
Ubj. 1 bis 4 und der Verſorgung nach den Vorſchriften des Verſorgungsgeſetzes wählen. Die Zahlung 
beginnt früheſtens mit dem Monat, in dem das Verſorgungsamt der Wahl zugeſtimmt hat. 


8 3 

Das Recht auf den Bezug der Verſorgungsgebührniſſe nach 8 2 Abſ. 1 bis 4 erliſcht 

1. mit dem Wiedereintritt in den aktiven Wehrdienſt, 

2. durch rechtskräftige Verurteilung wegen Hoch- oder Landesverrats oder wegen einer ſonſt 
mit dem Tode bedrohten Handlung zum Tode oder zu Zuchthaus oder wegen einer anderen 
vorſätzlichen hoch⸗ oder landesverräteriſchen Handlung zu Gefängnis. 

3. Durch den Verluſt des Staatsbürgerrechts oder die Aberkennung der Danziger Staatsange⸗ 
hörigkeit. 

§ 4 

(1) Das Recht auf den Bezug der Verſorgungsgebührniſſe nach 8 2 Abſ. 1 bis 4 ruht 

1. ſolange der Kapitulant nicht Danziger Staatsangehöriger iſt, 

2. ſolange er ohne Zuſtimmung des Senats ſeinen Wohnſitz oder dauernden Aufenthalt außer⸗ 
halb des Gebietes der Freien Stadt Danzig hat, 

3. wenn er ſich ſtaatsfeindlich betätigt hat. 

(2) Der Senat kann Ausnahmen von der Vorſchrift des Abſ. 1 Nr. 1 zulaſſen. Er entſcheidet, ob 
die Vorausſetzungen des Abſ. 1 Nr. 2 oder 3 vorliegen und wie lange die Verſorgungsgebührniſſe 
nach Abſ. 1 Nr. 3 ruhen. Haben die Verſorgungsgebührniſſe nach Abſ. 1 Nr. 2 länger als drei Jahre 
geruht, ſo kann er ſie dem Verſorgungsberechtigten entziehen. Die Entſcheidung des Senats iſt end⸗ 
gültig. ‘ 

§ 5 ie 

(1) Ein Kapitulant, der im öffentlichen Dienſt verwendet wird, erhält die Verſorgungsgebührniſſe 
nach § 2 Abſ. 1 bis 3 nur inſoweit, als das monatliche Einkommen aus der Verwendung hinter dem 
Betrage von 338,25 Gulden monatlich zurückbleibt. 

(2) Erhält ein Kapitulant aus einer Verwendung im öffentlichen Dienſt ein Wartegeld, ein Ruhe⸗ 
gehalt oder eine ruhegehaltsähnliche Verſorgung, ſo ſind daneben die Verſorgungsgebührniſſe nach § 2 
Abſ. 1 bis 3 bis zur Erreichung von 80 vom Hundert und nach dem Ende des Monats, in dem er das 
fünfundſechzigſte Lebensjahr vollendet hat, nur bis zur Erreichung von 75 vom Hundert des im Abſ. 1 
genannten Betrages zu zahlen. 

88) Die im Wj. 1 und 2 bezeichneten Höchſtgrenzen erhöhen ſich um die Kinderzuſchläge nach Maß⸗ 
gabe der für Beamte geltenden Vorſchriften. 

(4) Bei Anwendung der Vorſchriften der Abſ. 1 und 2 bleiben Dienſtaufwandsgelder und Aus⸗ 
landszulagen außer Betracht. Welche Einkommensteile als Dienſtaufwandsgelder anzuſehen ſind, ent⸗ 
ſcheidet auf Antrag der Senat endgültig. 

Stirbt ein auf Grund des $ 2 Abſ. 1 bis 4 verſorgter Kapitulant, ſo wird Sterbegeld unter 
ſinngemäßer Anwendung der Vorſchriften für Beamte gezahlt. 


8 7 i 

(1) Die Witwe und die ehelichen Kinder eines Kapitulanten, der zur Zeit ſeines Todes Anſpruch 
auf Verſorgung auf Grund einer Dienſtzeit von mindeſtens achtzehn Jahren hatte, ſowie die Witwe und 
die ehelichen Kinder eines während der Zugehörigkeit zur früheren Wehrmacht nach mindeſtens zehn⸗ 
jähriger Dienſtzeit geſtorbenen Soldaten vom Feldwebel abwärts, erhalten Witwen⸗ und Waiſenrente. 

(2) Die Witwenrente beträgt 885,60 Gulden jährlich; ſie erhöht ſich bei einer Dienſtzeit des Ver⸗ 
ſtorbenen von mindeſtens fünfundzwanzig Jahren um 73,80 Gulden, bei einer Dienſtzeit des Ver⸗ 
ſtorbenen von mindeſtens dreißig Jahren um 147,60 Gulden. Zur Witwenrente kann ein Zuſchlag von 
295,20 Gulden jährlich gewährt werden. Der Zuſchlag kann, wenn der Ehemann an den Folgen einer 
Dienſtbeſchädigung geſtorben iſt, auf 516,60 Gulden jährlich erhöht werden. 

(3) Die Waiſenrente beträgt für jedes Kind, deſſen Mutter noch lebt und zur Zeit des Todes des 
Verſtorbenen zum Bezuge von Witwenrente berechtigt war, ein Fünftel und, wenn auch die Muotter 
nicht mehr lebt oder zur Zeit des Todes des Verſtorbenen nicht zum Bezuge von Witwenrente berech⸗ 
tigt war, ein Drittel der Witwenrente. Zur Waiſenrente kann ein Zuſchlag von 147,60 Gulden jährlich 
gewährt werden. i 

(4) Kinderzuſchläge werden nach den für die Hinterbliebenen der Reichsbeamten geltenden Vor⸗ 
ſchriften gewährt. : ; we ER 
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65) Für die Zahlung von Witwen⸗ und Walſenrente N 
a) für uneheliche Kinder, 
b) für Witwen, deren Ehe mit dem Geſtörbenleh innerhalb piece Monate vor Neffe Ableben 
geſchloſſen war, 
c) für nachgeheiratete Witwen, 
d) für geſchiedene Witwen, 
e) für Frauen verſchollener Kapitulanten, 
f) für den Zahlungsbeginn 
Hellen ſinngemäß die Beſtimmungen 15 Beamte. 
(6) Die Hinterbliebenen der in § 2 Abſ. 2 bezeichneten Kapitulanten werden ſo verſorgt, als wenn 
der Verſtorbene bei Beendigung aad Dienſtzeit in der früheren Wehrmacht Reichsbeamter geweſen 
wäre, es jet denn, daß die Verſorgung nach Wh). 1 für fie günſtiger iſt. 


§ 8 
(1) Für das Erlöſchen der Verſorgungsgebührniſſe nach § 7 gelten ſinngemäß die Vorſchriften 
für Beamte. 
(2) Für das Ruhen und die Entziehung der Verſorgungsgebührniſſe nach § 7 gelten ſinngemäß die 
Vorſchriften für Beamte. 


§ 9 

(1) Erhält eine Witwe oder eine Waiſe aus einer Verwendung des Verſtorbenen im öffentlichen 
Dienſt eine Verſorgung, Jo iſt daneben die Verſorgung nach § 7 nur bis zur Erreichung des Betrages 
zu zahlen, der ſich unter Zugrundelegung der Geſamtdienſtzeit des Verſtorbenen aus einem ruhegehalts⸗ 
fähigen Dienſteinkommen von 338,25 Gulden monatlich als Witwen- oder Waiſengeld ergibt. Maß⸗ 
gebend iſt der Hundertſatz, der bei der Ermittlung des Ruhegehalts oder der ruhegehaltsähnlichen Ver⸗ 
ſorgung des Verſtorbenen zu Grunde gelegt iſt. Iſt dabei die Militärdienſtzeit nicht berücksichtigt worden, 
ſo iſt der Hundertſatz entſprechend zu erhöhen. e 

(2) Eine Witwe oder eine Waiſe, die im öffentlichen Dienſt verwendet wird, erhält die Verſorgung 
nach 8 7 nur inſoweit, als das Einkommen der Witwe aus der Verwendung hinter 75 vom Hundert, 
das Einkommen der Waiſe aus der Verwendung hinter 40 vom Hundert des im § 5 Abſ. 1 genannten 
Betrages zurückbleibt. 

(3) Erhält eine Witwe, die vor ihrem Witwenſtande oder während desſelben im öffentlichen Dienſt 
verwendet war, ein Wartegeld, ein Ruhegehalt oder eine ruhegehaltsähnliche Verſorgung, ſo iſt da⸗ 
neben die Verſorgung nach § 7 Abſ. 2 oder 6 nur bis zur Erreichung von 60 vom Hundert des im 
§. 5, Abſ. 1 genannten Betrages, oder, wenn es für eine nach §S 7 Abſ. 6 verſorgte Witwe günſtiger 
ilt, bis zur Erreichung der Verſorgung des Verſtorbenen zu zahlen, die der Verſorgung der Witwe 
zu Grunde liegt. 

(4) § 5 Abſ. 3 und 4 finden Anwendung. 

(65), Bei Anwendung der Vorſchriften der Abſ. 1 bis 3 bleibt die Erhöhung des Zuſchlags (§ 7 

Ab). 2 Satz 3) außer Betracht. N i 
8 10 

(J) Die Beſchäftigungsſtelle (§§ 5, 9) hat dem die Verſorgung zahlenden Verſorgungs- und Pen⸗ 


ſionsamt jede Verwendung eines Verſorgungsberechtigten unter Angabe der gewährten Bezüge, eben⸗ 


ſo jede ſpätere Anderung oder das Aufhören der Bezüge ſowie die Gewährung einer Verſorgung un⸗ 
verzüglich anzuzeigen. 

(2) Die Verſorgungsberechtigten ſind verpflichtet, dem die Verſorgung zahlenden Verſorgungs⸗ und 
Penſionsamt 

1. den Verluſt der Danziger Staatsangehörigkeit, 
2. die Verlegung des Wohnſitzes oder dauernden Aufenthaltes nach einem Orte außerhalb des 
Gebiets der Freien Stadt Danzig, 
3. den Bezug eines Einkommens oder einer Verſorgung aus einer Verwendung im öffentlichen 
Dienſt, Hinterbliebene auch die Verheiratung 
unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Kommt ein Verſorgungsberechtigter der ihm im Abſ. 2 Nr. 3 auferlegten Verpflichting nicht 
fach oder gibt er ſein Einkommen vorſätzlich oder grob fahrläſſig zu niedrig an, ſo kann das Ver⸗ 
jorgungs- und Penſionsamt die Verſorgung ganz oder teilweiſe auf Zeit oder Dauer entziehen. Auf F 
Einſpruch des Verſorgungsberechtigten entſcheidet der Senat endgültig. Der Senat kann beim Vor⸗ 
liegen beſonderer Verhältniſſe die Verſorgung ganz oder teilweiſe wieder bewilligen. 8 
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§ 11 a 
(1) Zu Unrecht empfangene Verſorgungsgebührniſſe find zurückzuzahlen. 
(2) Wegen des Anſpruchs des Staates auf Rückzahlung zu Unrecht erhobener Verſorgungsgebühr⸗ 
niſſe iſt die Pfändung von Verſorgungsgebührniſſen ohne Beſchränkung zuläſſig. 


§ 12 
Steht Perſonen, die nach Vorſchriften dieſes Geſetzes verſorgungsberechtigt find, infolge eines Er⸗ 
eigniſſes, daß die Freie Stadt Danzig zur Gewährung oder Erhöhung von Verſorgungsbezügen ver— 
pflichtet, gegen Dritte ein geſetzlicher Schadenserſatzanſpruch zu, ſo geht dieſer Anſpruch im Um⸗ 
fange dieſer Verſorgungsbezüge auf die Freie Stadt Danzig über. Dies gilt nicht für Anſprüche, die 
wegen eines Schadens beſtehen, der nicht Vermögensſchaden iſt. Der übergang des Anſpruchs kann 
nicht zum Nachteil des Verſorgungsberechtigten geltend gemacht werden. 


§ 13 
Hat ein Verſorgungsberechtigter vor oder nad dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes nach dem Ver⸗ 
ſorgungsgeſetz oder in entſprechender Anwendung dieſer Vorſchriften eine Kapitalabfindung erhalten, ſo 
wird der der Abfindung zu Grunde gelegte Betrag auf die nach dieſem Geſetz zahlbaren Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe inſoweit angerechnet, als der Anſpruch nach Verſorgungsgeſetz § 75 erloſchen iſt. 


§ 14 
Für die Durchführung dieſes Geſetzes find die Vorſchriften des Geſetzes über das Verfahren in 
Verſorgungsſachen vom 31. Januar 1923 (G. Bl. S. 210) maßgebend. 


§ 15 

(1) Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1938 in Kraft. Es findet nur auf die Perſonen An⸗ 
wendung, deren Verſorgungsanſpruch ſich auf eine vor dem 1. Januar 1921 beendete Dienſtleiſtung 
gründet. 

(2) Außer Kraft treten vom Verſorgungsgeſetz § 101 Abſ. 4, § 105, vom Geſetz über die Ver⸗ 
ſorgung der vor dem 1. Auguſt 1914 aus der Wehrmacht ausgeſchiedenen Militärperſonen und ihrer 
Hinterbliebenen (Altrentnergeſetz) vom 26. Januar 1923 (G. Bl. S. 206) SS 8, 9. Die auf Grund dieſer 
Vorſchriften verſorgten Perſonen erhalten für die Zeit vom 1. Oktober 1938 ab Verſorgung nur nach 
dieſem Geſetz. Für die Zeit vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes werden Verſorgungsgebührniſſe auf 
Grund einer Dienſtzeit von mindeſtens 8 Jahren nur noch gewährt, wenn der Anſpruch auf Verſorgung 
bereits vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes geltend gemacht und die Erwerbsfähigkeit um 30 vom 
Hundert oder mehr gemindert war. ! 

8. 16 

Die zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen Rechts- und VBerwaltungs- 
vorſchriften erläßt der Senat. Er kann einen Ausgleich gewähren, ſofern ſich in einzelnen Fällen aus dent 
Vorſchriften dieſes Geſetzes beſondere Härten ergehen. 


Danzig, den 22. November 1938. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
S. 1500. Greiſer Dr. Großmann 
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